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Sehr geehrte Damen und Herren,

anbei erhalten Sie unsere Stellungnahme zu o. g. Bebauungsplan.

Von Seiten folgender Fachbehörden wurden keine Bedenken und Anregungen vorgetragen:
• Technische Fachbehörde - Bodenschutz, Altlasten, Abfall
• FD Straßen
• FD ÖPNV
• FD Flurneuordnung und Landentwicklung

Mit freundlichen Grüßen

Landratsamt Neckar-Odenwald-Kreis  Postfach 1464  74819 Mosbach

Gemeinde Binau 
Reichenbucher Str. 38a
74862 Binau

Landratsamt
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Rechtsangelegenheiten

Renzstraße 7 
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Fachdienst Baurecht Bearbeitung:
- ab Ziff. 2.: 
Telefon:

1. Es werden keine Bedenken oder Anregungen vorgetragen.

2. Betrachtung der Umweltbelange

In dem hier anwendbaren beschleunigten Verfahren für Außenbereichsflächen nach § 13b 
BauGB i. V. m. § 13a BauGB können gemäß § 13a Abs. 2 Nr. 1 i. V. m. § 13 Abs. 3 S. 1 BauGB 
die Umweltprüfung (§ 2 Abs. 4 BauGB) und der Umweltbericht (§ 2a Nr. 2 BauGB) entfallen 
(vgl. Nr. 2. der städtebaulichen Begründung).

Die Umweltbelange dürfen bei der planungsrechtlichen Abwägung allerdings nicht vollständig 
außen vor bleiben. Die Belange des Umweltschutzes gem. § 1 Abs. 6 Nr. 7 BauGB - also die 
Auswirkungen auf die einzelnen Umweltschutzgüter - sowie die ergänzenden Vorschriften zum 
Umweltschutz gem. § 1a BauGB sind weiterhin zu ermitteln, zu bewerten und in die Abwägung 
einzustellen.

Folgerichtig wird dazu in Nr. 8.1 der städtebaulichen Begründung auf eine fachliche Beschrei-
bung und Bewertung der Umweltbelange Bezug genommen. Der Umweltbeitrag sowie ein er-
gänzender Fachbeitrag zum Artenschutz wurde durch das Ingenieurbüro für Umweltplanung, 
Wagner + Simon Ingenieure GmbH (Okt. 2022), erstellt. 
Daneben liegt ebenfalls eine Verkehrslärm-Untersuchung vor (RBS wave GmbH, Sept. 2022).
Diese Form der Vorgehensweise wird von uns ausdrücklich begrüßt. 
Die Beschreibung und Bewertung der Umweltbelange greift die maßgeblichen Belange im 
Sinne des § 1 Abs. 6 Nr. 7 BauGB umfassend auf, sodass zum aktuellen Planungsstand dies-
bezüglich keine formalen Bedenken zur verfahrensrechtlichen Behandlung der Umweltbelange 
verbleiben.

Inhaltliche Einzelheiten und nähere Hinweise zu den verschiedenen Umweltbelangen finden 
sich gegebenenfalls noch in den nachstehenden Stellungnahmen der jeweiligen Fachbehör-
den.

Vorsorglicher Hinweis: 
Im Bebauungsplanverfahren ist gem. § 13b i. V. m. § 13a Abs. 3 Nr. 1 BauGB ortsüblich be-
kannt zu machen (soweit nicht schon geschehen), dass das Verfahren ohne Umweltprüfung 
nach § 2 Abs. 4 durchgeführt wird.

3. Klimaschutz

Der Klimaschutz und die Klimaanpassung haben durch die „Klimaschutzklausel“ in § 1a Abs. 
5 BauGB i. V. m. § 1 Abs. 5 Satz 2 BauGB sowie durch das Klimaschutzgesetz des Landes 
Baden-Württemberg in der Bauleitplanung besonderes Gewicht erhalten und verfügen gem. § 
1a Abs. 5 Satz 2 i. V. m. § 1 Abs. 7 und § 2 Abs. 3 BauGB über Abwägungsrelevanz. 

In der vorliegenden städtebaulichen Begründung wird in Nr. 8.3 unter verschiedenen Aspekten 
auf die Klimaschutzbelange eingegangen. In dem zwischenzeitlich erstellten Beitrag zur Be-
schreibung und Bewertung der Umweltbelange werden die Klimaschutzbelange unter Nr. 11 
auch aus umweltplanerischer Sicht ergänzend betrachtet.
Der Förderung der Nutzung erneuerbarer Energien - insbesondere von Solarenergie - und dem 
Verwenden einer insektenschonenden Außenbeleuchtung mit energieeffizienten Lampen 
kommt dabei eine aktuelle Bedeutung zu (vgl. Abschnitt I. Nr. 8.3 der planungsrechtlichen Fest-
setzungen). Weitere Festlegungen und örtliche Bauvorschriften wie z.B. zur Dachbegrünung, 
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Pflanzgebote und der Ausschluss von Schottergärten tragen positiv dazu bei, dass sowohl den 
Belangen des allgemeinen Klimaschutzes als auch dem örtlichen Kleinklima Rechnung getra-
gen wird. 

In der Relation zu den möglichen Auswirkungen und der Größe des Baugebiets werden von 
unserer Seite daher keine weitergehenden Anforderungen diesbezüglich gestellt, zumal der 
Belang der Abwägung durch die Gemeinde Binau zugänglich ist.

Untere Naturschutzbehörde Bearbeitung:
Telefon:

1. Rechtliche Vorgaben aufgrund fachgesetzlicher Regelungen, die im Regelfall nicht 
überwunden werden können

a) Artenschutz nach § 44 (u. § 45 Abs. 7) Bundesnaturschutzgesetz (BNatSchG)

Die artenschutzrechtlichen Verbotsbestimmungen nach § 44 BNatSchG gelten in der Bauleitpla-
nung mittelbar. Es handelt sich jedoch um striktes Recht und ist deshalb nicht der planungsrecht-
lichen Abwägung durch die Gemeinde Binau zugänglich.
Nach geltender Rechtslage ist dazu eine spezielle artenschutzrechtliche Prüfung erforderlich, die 
eine entsprechende Beurteilung zulässt. 

Den aktuellen Unterlagen lag hierzu nun ein Fachbeitrag Artenschutz des Ingenieurbüros für Um-
weltplanung, Wagner + Simon Ingenieure GmbH (Stand: Okt. 2022), bei. Auch in Nr. 8.2 der städ-
tebaulichen Begründung werden wesentliche Punkte dazu aufgegriffen. 

In Anlehnung an unsere Stellungnahme in dem vorausgegangenen Verfahren werden aus natur-
schutzfachlicher Sicht nachfolgend ähnlich gelagerte Bedenken und Anregungen vorgetragen. 

Europäische Vogelarten:
Grundsätzlich genügen die durchgeführten Kartierungen zur Erfassung von Brutvögeln (eine Be-
gehung im Juni) nicht den üblichen fachlichen Standards (z.B. Südbeck et al., 2005: Methoden-
standards zur Erfassung der Brutvögel Deutschlands), um Brutreviere sicher nachzuweisen. Für 
Brutvögel sind qualifizierte Kartierungen mindestens von März bis Juni durchzuführen. Geeignete 
Jahres- und Tageszeiten sowie die Anzahl der Begehungen (mindestens 6 Begehungen) und ge-
eignete Witterungsbedingungen sind hierbei zu beachten. Angesichts des überschaubaren Plan-
gebiets erachten wir die durchgeführten drei Begehungen hier allerdings als ausreichend, um das 
zu erwartende Artenspektrum der Avifauna eingrenzen zu können.

Die erhobenen Daten stellen aus naturschutzfachlicher Sicht eine gut begründete Worst-Case-
Betrachtung dar und werden im Folgenden von uns auch so behandelt. D. h., bei Arten, deren 
Brutvorkommen nicht sicher auszuschließen ist, ist von einer Betroffenheit von Fortpflanzungs- 
und Ruhestätten auszugehen. Es wurden im Zuge der Erhebungen Fortpflanzungs- und Ruhe-
stätten von 42 Vogelarten im Plangebiet und der unmittelbaren Umgebung festgestellt oder ver-
mutet. 

Eine Karte mit den Fundstellen der nachgewiesenen Arten ist nicht beigelegt. Es wird gebeten, 
dies zu ergänzen.

Als potentielle Brutvogelarten wurden nachgewiesen Hänfling, Klappergrasmücke, Gartenrot-
schwanz, Haussperling, Feldsperling, Grauschnäpper, Goldammer und Turmfalke, die als Arten 
mit ungünstigem Erhaltungszustand ihrer lokalen Populationen besonders behandelt werden soll-
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ten. In der aktuellen Roten Liste der Brutvogelarten Baden-Württembergs werden Klappergras-
mücke, Gartenrotschwanz, Haussperling, Feldsperling, Grauschnäpper, Goldammer und Turm-
falke auf der Vorwarnliste und der Bluthänfling als gefährdet aufgeführt. 

Die vorgeschlagenen Vermeidungsmaßnahmen sind geeignet, um die Verbotstatbestände der 
Tötung/Verletzung und der Störung zu vermeiden. 
Um allerdings den Eintritt des Verbotstatbestands der Zerstörung von Fortpflanzungs- und Ruhe-
stätten zu verhindern, sind noch folgende Maßnahmen zu berücksichtigen:

▪ Zur Erweiterung des Brutplatzangebotes für die Goldammer und weitere Hecken- und Gehölz-
brüter sind standortheimische Sträucher und Gehölze anzupflanzen. Diese Pflanzungen kön-
nen ergänzend oder im Wechsel mit der vorgesehenen Randeingrünung des Gebietes und 
deren Pufferwirkung zum Landschaftsschutzgebiet einhergehen. 

▪ Die Fläche entlang der Pflanzungen, in Richtung der angrenzenden freien Landschaft, soll auf 
einer Breite von mind. 10 m zu extensiv gepflegtem Grünland mit Bracheanteilen entwickelt 
werden. Die Entwicklung eines extensiven Grünlandes entlang der am Rande angelegten 
Pflanzungen kompensiert dabei zugleich den Verlust des kartierten Grünlandes Darüber hin-
aus können die Immissionen der Landwirtschaft durch den so geschaffenen Abstand zu den 
angrenzenden intensiv landwirtschaftlich genutzten Flächen deutlicher reduziert werden. 

▪ Mit den Festlegungen zu den notwendigen Pflanzungen sowie zu der erforderlichen Pflege ist 
zur planungsrechtlichen Sicherung ein verpflichtendes Monitoring mit anschließendem Bericht 
an die untere Naturschutzbehörde zu berücksichtigen. Es sind dazu Vorschläge zu geeigneten 
Formen des Monitorings für die vorgesehenen Maßnahmen zu unterbreiten. Über umgesetzte 
Maßnahmen bezüglich des besonderen Artenschutzes sollte die untere Naturschutzbehörde 
jeweils in Kenntnis gesetzt werden.

▪ Hinweise zu der betr. Pflege: Heckenpflanzungen sollten in den ersten fünf bis acht Jahren wie 
eine Formhecke häufig geschnitten werden, um möglichst viele Verzweigungen an den Ästen 
zu erhalten. Später genügt eine Pflege alle drei bis fünf Jahre. Für die intensiv genutzten Flä-
chen sollte Düngeverzicht und zwei- bis dreischürige Mahd für die Dauer von fünf Jahren vor-
gesehen werden. Das Mahdgut muss dazu abgefahren werden. Nach erfolgreicher Aushage-
rung sollten bis zu 50 Prozent der Wiesenfläche einer rotierenden Brache unterliegen.

Sonstige Arten nach Anhang IV der FFH-Richtlinie:
Der gutachterlichen Einschätzung zum Vorkommen weiterer Arten nach Anhang IV der FFH-
Richtlinie wird gefolgt. Da die Böden im Plangebiet einen hohen Sandanteil aufweisen können, 
sind Bienenarten wie die Sandbienen (Andrena) zu berücksichtigen. Insbesondere bei den Wegen 
im Norden und Süden des Plangebiets ist ein Vorkommen von Sandbienen vor dem Bau auszu-
schließen. 

Unsere Stellungnahme zum Artenschutz steht aus o. g. Gründen unter entsprechendem Vorbe-
halt. 

Bei Beachtung der betr. Punkte und Aufnahme der vorgeschlagenen Maßnahmen in die Festle-
gungen zum Bebauungsplan kann das gutachterliche Ergebnis voraussichtlich mitgetragen wer-
den. In diesem Zusammenhang wird um entsprechende Abstimmung und Ergänzung gebeten. 
Die offenen artenschutzrechtlichen Belange wären dazu vor dem Satzungsbeschluss zu klären. 
Bei Fragen zu inhaltlichen Einzelheiten fachlicher Art sowie zur entsprechenden Abstimmung 
steht unsere Naturschutzfachkraft, 

 zur Verfügung. 



- 5 –

Wir gehen für das weitere Verfahren grundsätzlich davon aus, dass durch eine angemessene 
Behandlung und Berücksichtigung der o. g. Punkte etwaige fachliche Bedenken und rechtliche 
Vorbehalte voraussichtlich bewältigt bzw. ausgeräumt werden können. 
Wir weisen vorsorglich darauf hin, dass zur planungsrechtlichen Absicherung der erforderlichen 
Artenschutz-Maßnahmen (inkl. Monitoring) rechtzeitig ein öffentlich-rechtlicher Vertrag abzu-
schließen ist. 

b) Landschaftsschutzgebiet „Neckartal III“ nach § 26 BNatSchG i. V. m. SchutzgebietsVO

Die zur Erschließung des Baugebiets erforderliche Verbreiterung der Zuwegung (in südlicher 
Richtung), wird nach der vorgesehenen Planung mit rd. 240 m² in das Landschaftsschutzgebiet 
Neckartal III eingreifen. Dazu wurde im Vorfeld der aktuell vorliegenden Planung eine rechtliche 
Abstimmung mit der unteren Naturschutzbehörde durchgeführt. Das Ergebnis dazu findet sich in 
entsprechenden Erläuterungen unter Nr. 9 der erweiterten Begründung (Teil 2) zu den Umweltbe-
langen wieder. 

Aus unserer Sicht kommt in der konkreten Situation einer relativ kleinflächigen, randlichen Inan-
spruchnahme des Landschaftsschutzgebiets ein Planen in die „Erlaubnislage“ in Frage. Aufgrund 
der aktuellen Verfahrensunterlagen zum Bebauungsplan und der entsprechenden Ausführungen 
in der Betrachtung zu den Umweltbelangen kann das grundsätzliche Vorliegen der Voraussetzun-
gen für eine Erlaubnislage festgestellt werden. Nach § 5 Abs. 1 der Landschaftsschutzgebietsver-
ordnung „Neckartal III“ bedarf es zum weiteren Verfahren einer schriftlichen Erlaubnis der Natur-
schutzbehörde.

Insoweit ergeht mit dieser Stellungnahme folgende Vorentscheidung:

Die Erteilung einer naturschutzrechtlichen Erlaubnis zu § 5 Abs. 2 Nr. 6 der Landschafts-
schutzgebietsverordnung „Neckartal III“ wird für das weitere Bebauungsplanverfahren in 
Aussicht gestellt.

Für die Erteilung der förmlichen Erlaubnis ist seitens der Gemeinde Binau ein separater Antrag 
zu stellen; dabei kann inhaltlich auf die betr. Darstellungen und Erläuterungen aus dem Bebau-
ungsplanverfahren zurückgegriffen werden. Die vorgesehene Ausgleichsmaßnahme auf dem 
westlichen Gemeindegrundstück ist im Antrag eigens darzustellen; sie wird mit der Erlaubnis ver-
bindlich festgelegt. 
Der Antrag für die Erlaubnis wäre rechtzeitig einzureichen, da der Bescheid bei der Gemeinde 
zum Satzungsbeschluss vorliegen muss. 

Hinweise:
▪ Der Antrag zur Erlaubnis kann zur weiteren Bearbeitung direkt 

adressiert werden.
▪ Soweit die Wertigkeit der betr. Ausgleichsmaßnahme den für den Eingriff in das Landschafts-

schutzgebiet erforderlichen Ausgleichsbedarf übersteigt, kann diese freiwillige bzw. zusätzliche 
Aufwertung dem bauleitplanerischen Ökokonto der Gemeinde zugerechnet werden.

2. Möglichkeiten der Überwindung (z.B. Ausnahmen oder Befreiungen)

▪ Vorbehaltlich der angemessenen Klärung und Ergänzung zu den oben unter Nr. 1. a) ange-
sprochenen artenschutzrechtlichen Fachfragen werden aus der Sicht der Naturschutzbehörde 
voraussichtlich keine naturschutzrechtlichen Ausnahmen oder Befreiungen zu erwarten sein.

▪ Wie unter obiger Nr. 1. b) bereits erläutert, bedarf es zum Bebauungsplanverfahren wegen des 
tangierten Landschaftsschutzgebiets einer naturschutzrechtlichen Erlaubnis. 
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3. Bedenken und Anregungen aus der eigenen Zuständigkeit zu dem o. g. Plan, jeweils 
mit Begründung und ggf. Rechtsgrundlage

a) Eingriffsregelung nach § 1a Abs. 3 BauGB i. V. m. § 18 BNatSchG:

Da die Ausgleichsverpflichtung nach der Eingriffsregelung im beschleunigten Verfahren nach 
§ 13b grundsätzlich nicht greift und die zu erwartenden Eingriffe gemäß § 13b i. V. m. § 13a Abs. 2 
Nr. 4 BauGB als vor der planerischen Entscheidung erfolgt oder zulässig gelten, erübrigt sich zwar 
das Erstellen einer eigenen Eingriffs-Ausgleichs-Bilanzierung. Nicht ausgesetzt sind aber die ge-
setzliche Verpflichtung zur Vermeidung und Minimierung von Eingriffen sowie die prinzipielle Be-
rücksichtigung der Umweltbelange in der planungsrechtlichen Abwägung (siehe dazu auch unter 
den obigen Ausführungen im Abschnitt der Baurechtsbehörde zu der Beschreibung und Bewer-
tung der Umweltbelange). 

Den betreffenden Verpflichtungen bezüglich der allgemeinen Eingriffsregelung wird in den vorge-
legten Verfahrensunterlagen insoweit ersichtlich genüge getan. Insbesondere werden unter Nr. 
7.1 und Nr. 8.1 der städtebaulichen Begründung geeignete Maßnahmen und Vorgaben zur Ver-
minderung und Vermeidung aufgeführt, die sich in den entsprechenden planungsrechtlichen Fest-
setzungen und den dazu vorgesehenen Festlegungen in Abschnitt I. Nrn. 7.1 – 7.4 und Nrn. 9.1 
– 9.2 sowie Abschnitt II. Nrn. 1.1 – 1.3, 2. und 3. des textlichen Teils wiederfinden (wie z.B. zur 
Gebietsdurchgrünung, zur insektenschonenden Außenbeleuchtung, zum Ausschluss von Schott-
ergärten, zur Dachbegrünung sowie generell zur Gebäudegestaltung). 
Daher werden in dieser Hinsicht keine weitergehenden Forderungen von unserer Seite erhoben.

b) Fachplan Landesweiter Biotopverbundplan nach § 21 BNatSchG und § 22 NatSchG:

Das Plangebiet berührt den Biotopverbund nicht. Es sind somit diesbezüglich keine Einwände 
vorzutragen.

c) Naturschutzrechtliches Fazit:

Vorbehaltlich der noch anstehenden Klärung zu den Artenschutzbelangen (s. o. Nr. 1. a) und des 
gegebenenfalls erforderlichen Vertragsabschlusses erscheinen die Belange des Naturschutzes 
und der Landschaftspflege bei dem planerischen Interessensausgleich ansonsten als soweit be-
rücksichtigt (vgl. § 1 Abs. 6 Nr. 7 i. V. m. § 1 Abs. 7 BauGB). 

Technische Fachbehörde Bearbeitung:
Grundwasserschutz Telefon:

Das Vorhaben liegt außerhalb von Wasserschutzgebieten. Daraus ergeben sich keine gegen das 
Vorhaben gerichteten Bedenken.

Mit dem Vorhaben geht eine flächenmäßige Versiegelung einher. Die Ausführung von Flächen, 
durch die keine Gefährdung des Grundwassers zu befürchten ist, sollten mit wasserdurchlässigen 
Belägen oder breitflächiger Versickerung über eine belebte Bodenschicht vorgegeben werden. 
Unbelastetes Dachflächenwasser kann breitflächig versickert werden.

Baugrunderkundungen werden empfohlen. Erkundungen sind der Unteren Wasserbehörde vor 
Ausführung anzuzeigen. Die Ergebnisse sind der Unteren Wasserbehörde mitzuteilen.
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Die Grundwasserfreilegung werden in der Anlage 2b unter III.5 betrachtet.

Neben den allg. Gesetzgebungen sind die nachfolgenden Hinweise besonders zu beachten:

Bei Bauarbeiten auftretende Störungen, Schäden oder besondere Vorkommnisse sind der Unte-
ren Bodenschutz- und Altlastenbehörde unverzüglich zu melden.

Grundwassereingriffe und Grundwasserbenutzungen bedürfen einer wasserrechtlichen Erlaubnis 
und sind der Unteren Wasserbehörde vorab anzuzeigen.

Die Baustellen sind so anzulegen und so zu sichern, dass keine wassergefährdenden Stoffe in 
den Untergrund eindringen können.

Falls bei Bauarbeiten unvorhergesehen Grundwasser angetroffen wird, ist dies der Unteren Was-
serbehörde unverzüglich mitzuteilen. Die Bauarbeiten sind einzustellen.

Technische Fachbehörde Bearbeitung:
Oberirdische Gewässer Telefon:

Im Einflussbereich des Vorhabens befindet sich kein Oberflächengewässer oder Überschwem-
mungsgebiet. Gegen das Vorhaben bestehen keine Bedenken.

Hinweis:
Bei der Aufstellung von Bauleitplänen sind mögliche Überflutungen infolge Starkregenereignisse 
zu berücksichtigen (§ 1 Abs. 6 BauGB). Aus verschiedenen Gründen, z.B. Oberflächenabflüsse 
an Hanglagen, aus Außeneinzugsgebieten etc., kann es bei Starkregen, zu wild abfließendem 
Wasser kommen. Entsprechend § 37 WHG darf der natürliche Ablauf von wild abfließenden Was-
ser auf ein tiefer liegendes Grundstück nicht zum Nachteil eines höher liegenden Grundstücks 
behindert werden und nicht zum Nachteil eines tiefer liegenden Grundstücks verstärkt oder auf 
andere Weise verändert werden. 

Um Unsicherheit infolge von Starkregenereignissen zu reduzieren und evtl. Schäden vorzubeu-
gen, wird Kommunen empfohlen, die potenzielle Gefährdungslage und das individuelle Risiko 
durch Extremwetter intensiv zu reflektieren und die hieraus resultierenden Erkenntnisse in der 
Planung abzubilden. 

Vorsorgliche Überlegungen wie:
• die Flächenvorsorge - z.B. das Freihalten gefährdeter Gebiete von einer Bebauung, die 

Nutzung von Straßen als Notabflusswege, Errichtung von Mulden, Dämmen, Wällen
• die Bauvorsorge - eine angepasste Bauweise (z.B. Anheben des Eingangsbereiches/Erd-

geschossfußbodenhöhe gegenüber dem Straßenniveau) und bauliche Schutzvorkehrun-
gen zur Verringerung möglicher Schäden (z.B. Lichtschächte gegen Überflutung schützen, 
auf Unterkellerung verzichten)

sollten daher in die Bauleitplanung einfließen.  

Weiterführenden Informationen erhalten sie u.a. im Leitfaden der LUBW „Kommunales Starkre-
genrisikomanagement in Baden-Württemberg“ (https://pudi.lubw.de/detailseite/-/publica-
tion/47871) und auf der Internetseite des Ministeriums für Umwelt, Klima und Energiewirtschaft 
Baden-Württemberg (https://www.hochwasser.baden-wuerttemberg.de/bauleitplanung).

Technische Fachbehörde

https://pudi.lubw.de/detailseite/-/publication/47871
https://pudi.lubw.de/detailseite/-/publication/47871
https://www.hochwasser.baden-wuerttemberg.de/bauleitplanung
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Abwasserbeseitigung 

Die stetig fortschreitende Bebauung mit ihren Versiegelungen vorheriger Naturräume wirkt sich 
ungünstig auf den Wasserhaushalt und Wasserkreislauf aus. Höhere Oberflächenwasserab-
flüsse und damit größere Hochwasserspitzen sowie eine Abnahme der lebensnotwendigen 
Grundwasserneubildung sind die Folge. 

Zu versiegelnde Flächen sind daher auf das unbedingt notwendige Maß zu beschränken (z.B. 
wasserdurchlässige Beläge für Stellflächen, Garagenzufahrten usw.). Auf die §§ 1 Wasserge-
setz Baden-Württemberg (WG) sowie 1 und 4 Bundes-Bodenschutzgesetz (BBodSchG) wird be-
sonders verwiesen

Rechtzeitig vor Erschließung des Baugebietes ist entweder ein Kanalisationsentwurf für das 
Baugebiet mit Leistungsnachweis der nachfolgenden Abwasseranlagen oder der überrechnete 
AKP bei der Fachtechnik beim Fachbereich Umwelt – Technik und Naturschutz des Landrats-
amtes Neckar-Odenwald-Kreis zur fachtechnischen Prüfung vorzulegen.

Forst 

Bei der Ausweisung der südwestlich gelegenen Baufenster muss auf einen ausreichenden 
Waldabstand zum südlich gelegenen Wald geachtet werden (30 m gem. § 4 Abs. 3 LBO)

Gesundheitswesen

Gegen den Bebauungsplan „Bodenfeld“ bestehen von Seiten des Gesundheitsamts keine Beden-
ken. Allerdings muss eine Entscheidung über die zukünftige Trinkwasserversorgung getroffen 
werden.

Gewerbeaufsicht

Es ist die Ausweisung eines allgemeinen Wohngebiets geplant. Die städtebauliche Abfolge ist 
eingehalten.

Unmittelbar angrenzend befindet sich der Betrieb Rubin-Matten, der Fußmatten herstellt.
In der Begründung wird ausgeführt, dass mit keinen beeinträchtigenden Emissionen zu rechnen 
sei, da der Betrieb bereits heute von Wohnbebauung umgeben ist und die Anlieferung auf der 
dem neuen Wohngebiet abgewandten Seite stattfindet.
Nichtsdestotrotz rückt das neue Wohngebiet sehr nah an den Betrieb heran. Auf der Gebäude-
seite der Firma Richtung Wohngebiet befinden sich Fenster. 
Wir haben keine Kenntnis über die Betriebszeiten und die verwendeten Maschinen.
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Hier sind der Gewerbeaufsicht mindestens Informationen dazu bereitzustellen, die eine Abschät-
zung erlauben (Betriebszeiten, Schalleistungspegel von den verwendeten Maschinen), alternativ 
kann auch eine gutachterliche Stellungnahme dazu eingeholt werden.

Bezüglich des Verkehrslärms ist aus unserer Sicht der Lärm der B37 gutachterlich zu betrachten, 
der am Plangebiet deutlich wahrnehmbar ist. 

Bis dahin bestehen von hier Bedenken.

Kreisbrandmeister Bearbeitung:
Telefon:

Aus Sicht des abwehrenden Brandschutzes bestehen grundsätzlich keine Bedenken.

Folgendes ist einzuhalten:

Damit bei einem Brand die Rettung von Menschen und Tieren sowie wirksame Löscharbeiten 
möglich sind, müssen die erforderliche Bewegungsfreiheit und Sicherheit für den Einsatz der Feu-
erlösch- und Rettungsgeräte gewährleistet sein.

Zu Gebäuden, deren Entfernung von öffentlichen befahrbaren Verkehrsflächen 50 m überschrei-
tet, sind – unabhängig von der Rettungshöhe – Feuerwehrzufahrten entsprechend der DIN 14090 
„Flächen für die Feuerwehr auf Grundstücken“ vorzusehen.

Öffentliche Straßenflächen sowie Feuerwehrflächen nach § 2 Abs. 3 LBOAVO sind entsprechend 
der Verwaltungsvorschrift des Innenministeriums über Flächen für Rettungsgeräte der Feuerwehr 
auf Grundstücken (VwV Feuerwehrflächen) bzw. der DIN 14090 „Flächen für die Feuerwehr auf 
Grundstücken“ anzuordnen und einzuplanen.

Die Löschwasserversorgung ist im Geltungsbereich entsprechend der DVGW-Richtlinie W 405 für 
den Grundschutz herzustellen. Die Abstände zwischen den Hydranten richten sich nach dem 
DVGW-Arbeitsblatt W 331.

Landwirtschaft Bearbeitung:
Telefon:

Aus Sicht des Fachdienstes Landwirtschaft bestehen zum Vorhaben Bedenken. Die für den Be-
bauungsplan "Bodenfeld" beanspruchte landwirtschaftliche Fläche liegt zum Gebiet der Vorrang-
fläche Stufe I. Hierbei handelt sich um Gebiete mit landbauwürdigen Flächen mit guten bis sehr 
guten Böden. Diese Gebiete sind aufgrund ihrer guten Ertragsfähigkeit der Landnutzung vorzube-
halten.  Bei den Flächen des Plangebietes handelt es sich um gute Produktionsstandorte für die 
Landwirtschaft. Die Landwirtschaft hat die Aufgabe der Erzeugung von gesunden Lebensmitteln 
im ausreichendem Umfang (§ 2 LLG). Bei der Aufstellung von Bauleitplänen sind insbesondere 
die Belange der Land- und Forstwirtschaft zu berücksichtigen (§ 1 Abs. 6 Nr. 8 b BauGB). Mit 
Grund und Boden soll sparsam und schonend umgegangen werden, des Weiteren sollen land-
wirtschaftliche Flächen nur im notwendigen Umfang umgenutzt werden (§ 1a Abs. 2 BauGB). 
Durch den Bebauungsplan wird der regionalen Landwirtschaft somit dauerhaft Fläche entzogen.  
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Vermessung Bearbeitung:
Telefon:

Gegen die Maßnahme bestehen keine Bedenken, wir geben jedoch folgenden Hinweis:

Der nordöstliche Bauplatz wird durch eine relativ schmale Zufahrt (weniger bis max. 3 m) vom 
Wendehammer der Planstraße 1 erschlossen. Dies könnte bei der Ausnutzung der überbaubaren 
Fläche und der Realisierung des Bauvorhabens zu Problemen führen, insbesondere wenn der 
Bauplatz später als die Umgebung bebaut wird.
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Beteiligung der Träger öffentlicher Belange 
 
A  Allgemeine Angaben 
 
Bebauungsplan "Bodenfeld", Gemeinde Binau, Neckar-Odenwald-Kreis (TK 25: 6620 
Mosbach)   
  
Beteiligung der Träger öffentlicher Belange nach § 4 Abs. 2 Baugesetzbuch (BauGB) 
und der Nachbarkommunen nach § 2 Abs. 2 BauGB   
  
Ihr Schreiben Az.: Gla/Lan/Boe vom 20.02.2023  
 
Anhörungsfrist 31.03.2023 
 
 
B  Stellungnahme 
 
Im Rahmen seiner fachlichen Zuständigkeit für geowissenschaftliche und bergbehördliche 
Belange äußert sich das Landesamt für Geologie, Rohstoffe und Bergbau auf der Grundlage 
der ihm vorliegenden Unterlagen und seiner regionalen Kenntnisse zum Planungsvorhaben. 
 
 
1  Rechtliche Vorgaben aufgrund fachgesetzlicher Regelungen, 
    die im Regelfall nicht überwunden werden können 
 
Keine 
 
 
2  Beabsichtigte eigene Planungen und Maßnahmen, 
    die den Plan berühren können, mit Angabe des Sachstandes 
 
Keine
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3  Hinweise, Anregungen oder Bedenken 
 
 
Geotechnik 
 
Das LGRB weist darauf hin, dass im Anhörungsverfahren als Träger öffentlicher Belange 
keine fachtechnische Prüfung vorgelegter Gutachten oder von Auszügen daraus erfolgt. 
Sofern für das Plangebiet ein ingenieurgeologisches Übersichtsgutachten, Baugrundgut-
achten oder geotechnischer Bericht vorliegt, liegen die darin getroffenen Aussagen im 
Verantwortungsbereich des gutachtenden Ingenieurbüros. 
 
Eine Zulässigkeit der geplanten Nutzung vorausgesetzt, empfiehlt das LGRB andernfalls 
die Übernahme der folgenden geotechnischen Hinweise in den Bebauungsplan: 
 
Das Plangebiet befindet sich auf Grundlage der am LGRB vorhandenen Geodaten im 
Verbreitungsbereich von Gesteinen der Plattensandstein-Formation. Diese werden von 
Löss mit im Detail nicht bekannter Mächtigkeit überlagert. 
 
Mit einem oberflächennahen saisonalen Schwinden (bei Austrocknung) und Quellen (bei 
Wiederbefeuchtung) des tonigen/tonig-schluffigen Verwitterungsbodens ist zu rechnen. 
 
Die im Untergrund anstehenden sehr harten Sandsteinbänke der Plattensandstein-Formation 
können Violetthorizonte (fossile Bodenbildungen) enthalten, die in der Regel nur eine 
geringe Festigkeit aufweisen. Es ist auf einen einheitlich tragfähigen Gründungshorizont 
zu achten. 
 
Bei etwaigen geotechnischen Fragen im Zuge der weiteren Planungen oder von Bauar-
beiten (z. B. zum genauen Baugrundaufbau, zu Bodenkennwerten, zur Wahl und Tragfä-
higkeit des Gründungshorizonts, zum Grundwasser, zur Baugrubensicherung) werden 
objektbezogene Baugrunduntersuchungen gemäß DIN EN 1997-2 bzw. DIN 4020 durch 
ein privates Ingenieurbüro empfohlen. 
 
 
Boden 
 
Zur Planung sind aus bodenkundlicher Sicht keine Hinweise oder Anregungen vorzutragen. 
 
 
Mineralische Rohstoffe 
 
Zum Planungsvorhaben sind aus rohstoffgeologischer Sicht keine Hinweise, Anregungen 
oder Bedenken vorzubringen. 
 
 
Grundwasser 
 
Aktuell findet im Plangebiet keine Bearbeitung hydrogeologischer Themen durch das 
LGRB statt. 
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Bergbau 
 
Die Planung liegt nicht in einem aktuellen Bergbaugebiet. 
 
Nach den beim Landesamt für Geologie, Rohstoffe und Bergbau vorliegenden Unterlagen 
ist das Plangebiet nicht von Altbergbau oder künstlich geschaffenen Althohlräumen (bspw. 
Stollen, Bunker, unterirdische Keller) betroffen.  
 
 
Geotopschutz 
 
Im Bereich der Planfläche sind Belange des geowissenschaftlichen Naturschutzes nicht 
tangiert. 
 
 
Allgemeine Hinweise 
 
Die lokalen geologischen Untergrundverhältnisse können dem bestehenden Geologischen 
Kartenwerk, eine Übersicht über die am LGRB vorhandenen Bohrdaten der Homepage 
des LGRB (http://www.lgrb-bw.de) entnommen werden. 
 
Des Weiteren verweisen wir auf unser Geotop-Kataster, welches im Internet unter der 
Adresse http://lgrb-bw.de/geotourismus/geotope (Anwendung LGRB-Mapserver Geotop- 
Kataster) abgerufen werden kann. 
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Herrn
Gemeinderat und Bürgermeisterstellvertreter

Binau, 18. März 2023

E-Mail: 

Baugebiet Bodenfeld

Sehr geehrter Herr Gemeinderat, sehr geehrter Herr stellvertretender Bürgermeister 

der Gemeinderat hat am 30.01.2023 den Bebauungsplanentwurf für das Baugebiet
Bodenfeld gebilligt. Das neue Baugebiet Bodenfeld soll über die Straße „Am Dachsbau“
erschlossen und mit der Ortsdurchgangsstraße (Burg-Dauchstein-Straße) verbunden
werden. Dadurch ist laut Verkehrsgutachten eine Verdopplung des Fahrzeugverkehrs in der
Straße „Am Dachsbau“ zu erwarten. Da sich in der Straße „Am Dachsbau“ ein öffentlicher
Kinderspielplatz befindet und die Straße über keinen Gehweg verfügt, erhöht sich dadurch
auch die Gefährdung der Kinder, die den Spielplatz benutzen. Die Kinder müssen für den
Weg vom und zum Spielplatz die Straße benutzen und sind bei einer Verdopplung des
Fahrzeugverkehrs somit auch einer erhöhten Gefährdung ausgesetzt.

Eine alternative Anbindung des Baugebiets würde die Situation deutlich entschärfen. Durch
eine Einbahnstraßenregelung und eine nördliche Anbindung des Baugebiets an die Burg-
Dauchstein-Straße (siehe Skizze im Anhang) kann der zusätzliche Verkehr entlang des
Spielplatzes reduziert werden. Diese Lösung hat weiterhin den Vorteil, dass für die südliche
Stichstraße von der Gemeinde keine (oder zumindest weniger) Flächen erworben werden
müssen.

Bitte entschuldigen Sie, dass ich Sie in Ihrer Funktion als ehrenamtlicher
Bürgermeisterstellvertreter direkt anschreibe. Im Zuge der Erschließung des Baugebiets geht
es aber um Entscheidungen mit sehr langfristigen Auswirkungen, die auch weitere
Generationen betreffen. Es würde mich deshalb freuen, wenn ich Ihnen den Vorschlag -
gerne vor Ort - erläutern und persönlich um Ihre Unterstützung werben dürfte.

Mit freundlichen Grüßen

Anlage: Skizze alternative Anbindung Baugebiet Bodenfeld



Skizze Alternatiworschlaq Erschließung/Anbindung Baugebiet Bodenfeld

* Zur Bundesstraße
Richtung Mosbach1 Zur Ortsmitte

VORSCHLAG
Erweiterung der
Sackstraße als
Einbahnstraße

Geplantes
Baugebiet
Bodenfeld

Geplante Sackstraße im
Baugebiet Bodenfeld












